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Zuwendungspraxis des Auswärtigen Amts
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 19/20526)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Aus der Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 19/20526 
auf die Kleine Anfrage (Bundestagsdrucksache 19/19299) ergibt sich nach 
Auffassung der Fragesteller ein gewisser Nachfragebedarf. Insbesondere die 
seit 2015 kontinuierliche Zunahme von nicht eingereichten Verwendungsnach-
weisen ist aus Sicht der Fragesteller bedenklich. Gemäß der Allgemeinen Ne-
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) ist die 
Verwendung der Zuwendung „innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung 
des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den 
Bewilligungszeitraum folgenden Monats der Bewilligungsbehörde nachzuwei-
sen (Verwendungsnachweis)“ (ANBest-P Nummer 6.1). Es handelt sich nach 
Ansicht der Fragesteller hierbei demnach um eine verpflichtende Bringschuld 
seitens der Zuwendungsempfänger und nicht um eine optionale Wahlmöglich-
keit auf freiwilliger Basis.

Darüber hinaus ist die Anzahl der offenen Verwendungsnachweisprüfungen in 
Anbetracht der vom Bundesrechnungshof genannten Verwendungsnachweise 
in Höhe von rund 2,46 Mrd. Euro (Stand 2018), die vom Auswärtigen Amt 
weder selbst hinreichend geprüft noch von anderen hinreichend geprüft wur-
den, relativ gering (https://www.bundesrechnungshof.de/de/veroeffentlichung
en/produkte/bemerkungen-jahresberichte/jahresberichte/2018/einzelplanbezog
ene-pruefungsergebnisse/auswaertiges-amt/2018-bemerkungen-nr-04). So 
waren nach Angaben der Bundesregierung im Jahr 2018 nur 221 Verwen-
dungsnachweisprüfungen offen (vgl. Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 
auf Bundestagsdrucksache 19/20526).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Auf die Ausführungen des Bundesrechnungshofs vom 13. November 2018 
(https://www.bundesrechnungshof.de/de/veroeffentlichungen/produkte/bemerk
ungen-jahresberichte/jahresberichte/2018/langfassungen/2018-bemerkungen-n
r-04-auswaertiges-amt-muss-zuwendungspraxis-dringend-verbessern-pdf), auf 
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die sich die Fragesteller beziehen, und auf die entsprechenden Hinweise in der 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der AfD auf 
Bundestagsdrucksache 19/20526 sowie auf ihre Antworten zu den Fragen 2 bis 
4 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 
19/10081 wird verwiesen.
Die dieser Antwort beigefügten Tabellen enthalten auch Informationen über 
Projekte, deren Bearbeitung an das Bundesverwaltungsamt abgegeben wurde, 
sowie freiwillige Beiträge des Auswärtigen Amts an internationale Organisatio-
nen und Zuweisungen an Bundesbehörden und deren nachgeordnete Stellen.
Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung bestätigt, dass 
das parlamentarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit 
steht, siehe Urteil vom 7. November 2017, 2 BvE 2/11, Rz. 249. Es sind alle 
Informationen mitzuteilen, über die die Bundesregierung verfügt oder die sie 
mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung bringen kann. Angesichts der sich 
durch die Ausbreitung des Coronavirus/COVID-19 ergebenden besonderen La-
ge sind die der Bundesregierung zur Verfügung stehenden personellen wie ad-
ministrativen Kapazitäten und Ressourcen reduziert. Diese sind durch mit der 
Bewältigung der Pandemie in unmittelbarem Zusammenhang stehende, unauf-
schiebbare Aufgaben zum Teil gebunden. Die folgenden Angaben entsprechen 
daher dem aktuell verfügbaren Kenntnisstand des Auswärtigen Amts.

1. Verwendungsnachweise in welcher Förderhöhe standen bzw. stehen seit 
2015 noch zur Prüfung an (vgl. Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 
auf Bundestagsdrucksache 19/20526; bitte nach Jahren, Anzahl der offe-
nen Verwendungsnachweise und Förderhöhe der noch zu prüfenden Ver-
wendungsnachweise aufschlüsseln)?

Es wird auf die als Anlage 1 beigefügte Übersicht verwiesen.

2. Auf welchen Betrag beläuft sich die Gesamtförderhöhe aller Verwen-
dungsnachweise, die seit 2015 noch zur Prüfung anstanden bzw. noch an-
stehen (vgl. Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 auf Bundestags-
drucksache 19/20526; bitte nach Jahren, Anzahl der offenen Verwen-
dungsnachweise und Gesamtförderhöhe der noch zu prüfenden Verwen-
dungsnachweise aufschlüsseln)?

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.

3. Wie viele der nicht eingereichten Verwendungsnachweise sind nach 
Kenntnis des Auswärtigen Amts mittlerweile nachgereicht worden (vgl. 
Antwort der Bundesregierung zu Frage 14 auf Bundestagsdrucksache 
19/20526; bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

Zwischen dem 30. Juni 2020 und dem 14. August 2020 wurden 431 neue Ver-
wendungsnachweise im Auswärtigen Amt (AA) registriert. Eine weitergehende 
Auswertung und Zuordnung im Sinne der Fragestellung lässt das IT-
Abfragesystem für Zuwendungen des Bundes nicht zu.
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4. Welche Zuwendungsempfänger haben nach Kenntnis des Auswärtigen 
Amts die Verwendungsnachweise bis heute nicht eingereicht (vgl. Antwort 
der Bundesregierung zu Frage 14 auf Bundestagsdrucksache 19/20526; 
bitte nach Zuwendungsempfänger, Jahren, Höhe der Zuwendung und 
Haushaltstitel aufschlüsseln)?

Auf die als Anlage 2 beigefügte Übersicht wird verwiesen. Die Zusammenar-
beit mit den Zuwendungsempfängern und ihre jeweilige Tätigkeit im Gastland 
beruht auf Vertraulichkeit. Aus diesem Grund wie auch aus außenpolitischen 
Erwägungen stellt die Bundesregierung diese Informationen nur dem Bundes-
tag im Rahmen seines privilegierten Auskunftsrechts zur Verfügung. Entspre-
chend wird die Anlage „VS – Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft und sepa-
rat übermittelt*.

5. Welche Zuwendungsempfänger, die keine Verwendungsnachweise einge-
reicht haben, sind im darauffolgenden Jahr bzw. in den darauffolgenden 
Jahren noch einmal vom Auswärtigen Amt gefördert worden (bitte nach 
Jahren, Zuwendungsempfänger, Höhe der Zuwendung und Haushaltstitel 
aufschlüsseln)?

Das Auswärtige Amt führt keine Statistiken über die Folgen verspätet oder 
nicht eingereichter Verwendungsnachweise. Auf die Antwort der Bundesregie-
rung zu den Fragen 15 bis 17 der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache 
19/20526 wird insoweit verwiesen.

6. Inwiefern ist nach Auffassung des Auswärtigen Amts die erneute Förde-
rung von Zuwendungsempfängern, die in mindestens einem Fall in der 
Vergangenheit keine Verwendungsnachweise eingereicht haben, mit den 
haushälterischen Grundsätzen, den Förderrichtlinien des Bundes und an-
deren infrage kommenden Regularien vereinbar bzw. nicht vereinbar?

Jedes Zuwendungsverfahren ist ein Einzelfall und muss als solcher behandelt 
werden. Bei der Bewilligung von Zuwendungen muss das AA auch die öffentli-
chen und politischen Interessen sowie häufig sehr volatile Umstände berück-
sichtigen. Das AA prüft daher vor der Bewilligung von Zuwendungen vor-
schriftsmäßig die Geeignetheit des jeweiligen Antragstellers für die Durchfüh-
rung der geplanten Maßnahme. Zuwendungsempfänger, die keinen Verwen-
dungsnachweis vorlegen, werden grundsätzlich nicht weiter gefördert. Eine 
spätere Vorlage des Verwendungsnachweises kann begründet oder auch verein-
bart sein. Ein enges Monitoring der Maßnahmen bereits während der Projekt-
laufzeit hilft dabei, die notwendige Kontinuität zu gewährleisten.

7. Welche Folgen haben Zuwendungsempfänger für das Nicht-Einreichen 
von Verwendungsnachweisen von Seiten des Auswärtigen Amts zu erwar-
ten?

Das AA mahnt Zuwendungsempfänger mehrfach zur Vorlage von Verwen-
dungsnachweisen und erlaubt die Korrektur und Vervollständigung mangelhaf-
ter oder unvollständiger Verwendungsnachweise. Auf die Antwort der Bundes-
regierung zu Frage 17 der Kleinen Anfrage Nr. 19/20526 vom 30. Juni 2020 
wird insoweit verwiesen. Reagiert ein Zuwendungsempfänger auch nach mehr-
facher Aufforderung nicht auf die Mahnungen des AA, führt dies grundsätzlich 
zu Rückforderungen.

* Das Auswärtige Amt hat die Antwort als „VS – Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft. Die Antwort ist im Parla-
mentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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a) In wie vielen Fällen hat das Auswärtige Amt seit 2015 Zuwendungs-
empfänger für das Nicht-Einreichen von Verwendungsnachweisen
sanktioniert?

b) Welche Sanktionen hat das Auswärtige Amt seit 2015 in wie vielen
Fällen gegen Zuwendungsempfänger verhängt, die Verwendungsnach-
weise nicht eingereicht haben?

Zu den Fragen 7a und b wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 17 
der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/20526 
verwiesen. Ablauf und die Ergebnisse aller Verwendungsnachweisprüfungen 
werden statistisch nicht aufbereitet.

c) Auf welche andere Art und Weise stellt das Auswärtige Amt die Ein-
reichung von Verwendungsnachweisen sicher, falls das Auswärtige
Amt keine Sanktionen gegen Zuwendungsempfänger verhängt, die
keine Verwendungsnachweise eingereicht haben?

Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen.

d) Stellt das Auswärtige Amt die Einreichung von Verwendungsnachwei-
sen durch Zuwendungsempfänger ausschließlich auf freiwilliger Basis
sicher (bitte begründen)?

Jeder Zuwendungsempfänger wird mit dem Zuwendungsbescheid, oder im 
Ausland mit dem Zuwendungsvertrag zur Vorlage eines Verwendungsnachwei-
ses verpflichtet. Eine Einreichung von Verwendungsnachweisen „auf freiwilli-
ger Basis“ ist von den allgemeingültigen zuwendungsrechtlichen Rahmenbe-
dingungen nicht abgedeckt und findet somit in der Praxis keine Anwendung.

8. Welche Konsequenzen hat das Auswärtige Amt aus der seit 2015 steigen-
den Anzahl von nicht eingereichten Verwendungsnachweisen gezogen,
und wenn keine Konsequenzen gezogen worden sind, warum nicht (vgl.
Vorbemerkung der Fragesteller)?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 7 und 17 der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/20526 verwie-
sen. Eine steigende Anzahl von nicht eingereichten Verwendungsnachweisen 
kann die Bundesregierung nicht feststellen. Die Bundesregierung wird Zuwen-
dungsempfänger, die ihrer Pflicht zur Einreichung von Verwendungsnachwei-
sen nicht nachkommen, auch weiterhin mahnen, von künftigen Fördermöglich-
keiten ausschließen und die Rückzahlung von Zuwendungen verfolgen. Weiter-
hin greift die Bundesregierung die Empfehlungen des Bundesrechnungshofs 
auf. Insbesondere strebt das Auswärtige Amt für das Jahr 2021 die Errichtung 
eines Bundesamts im eigenen Geschäftsbereich an, in dem unter anderem Zu-
wendungsvorgänge mit haushaltsrechtlicher und auslandsspezifischer Fach-
kompetenz, aber außerhalb der für den Auswärtigen Dienst typischen Personal-
rotation behandelt werden sollen.

9. Betrachtet das Auswärtige Amt die seit 2015 gestiegene Anzahl von nicht
eingereichten Verwendungsnachweisen als problematisch (vgl. Vorbemer-
kung der Fragesteller)?

a) Wenn ja, inwiefern?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 9 bis 9b werden gemeinsam beantwortet.
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Auf die Antwort zu den Fragen 6 und 8 wird verwiesen.
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Anlage 1
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